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Der 2. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat nach Anhörung des Generalbun-

desanwalts – zu Ziffer 2. auf dessen Antrag – und des Beschwerdeführers am 

7. November 2023 gemäß § 349 Abs. 2 und 4 StPO beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landge-

richts Köln vom 27. März 2023 im Einziehungsausspruch aufge-

hoben. 

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhand-

lung und Entscheidung, auch über die Kosten des Rechtsmit-

tels, an eine andere Strafkammer des Landgerichts zurückver-

wiesen. 

2. Die weitergehende Revision des Angeklagten wird verworfen. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Raubes in Tateinheit mit 

Freiheitsberaubung zu einer Freiheitsstrafe von drei Jahren und sechs Monaten 

verurteilt und gegen ihn die gesamtschuldnerische Einziehung „von Wertersatz 

für das durch die Tat Erlangte in Höhe von 156.250 Euro“ angeordnet. Die auf 

die nicht ausgeführte Sachrüge gestützte Revision des Angeklagten erzielt den 

aus der Beschlussformel ersichtlichen Erfolg; im Übrigen ist sie unbegründet im 

Sinne des § 349 Abs. 2 StPO. 
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Während der Schuld- und der Strafausspruch keinen den Angeklagten be-

schwerenden Rechtsfehler aufweisen, kann die Einziehungsentscheidung kei-

nen Bestand haben. Zwar belegen die Urteilsgründe, dass der Angeklagte einen 

Teil der Tatbeute erlangt hat, sie belegen aber nicht, dass er – was Vorausset-

zung der getroffenen Einziehungsentscheidung wäre – an der gesamten Tat-

beute (Schmuck und Bargeld im Wert von 157.000 €) tatsächliche Verfügungs-

gewalt erlangte. Da nicht ausgeschlossen ist, dass dahingehende Feststellungen 

getroffen werden können, bedarf die Sache in diesem Umfang neuer Verhand-

lung und Entscheidung. Die getroffenen Feststellungen sind vom Rechtsfehler 

nicht betroffen und haben Bestand; sie können um neue, nicht widersprechende 

Feststellungen ergänzt werden.  

 

Krehl  Eschelbach  Meyberg 

 Schmidt  Lutz 

 
 

 

 

 

Vorinstanz: 

Landgericht Köln, 27.03.2023 - 101 KLs 4/23 220 Js 221/23 
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